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Liebe Kolleginnen und Kollegen des Vorstands des DJV Berlin –
JVBB,

die  Veröffentlichungen  von  BuzzFeed,  Übermedien,  Berliner
Zeitung,  Frankfurter  Rundschau,  mdr  360G,  Turi2,  HNA  und
Merkur  über  die  unzulässige  Ausforschung  von  Mitgliedern
unserer Gewerkschaft durch die Behörde des Bundesbeauftragten
für die Stasi-Unterlagen (BStU) aufgrund von Medienanträgen
des rbb und der Bild-Zeitung sind dem Vorstand inzwischen
sicher bekannt. Die Abfragen des rbb im Zeitraum von 2010 bis
2017 betreffen fast 50 Funktionäre des damaligen DJV Berlin
aus  sämtlichen  Gremien  wie  Vorstand,  Fachausschüssen  und
Ehrengericht – bei einzelnen Personen sogar rückwirkend bis
zum Jahr 2000.

Der  DJV-Bundesvorstand  hat  sofort  nach  Kenntnisnahme  der
Ergebnisse eines internen Prüfverfahrens der BStU den daraus
ersichtlichen Aktenskandal öffentlich benannt und Konsequenzen
von  der  dienstaufsichtführenden  Staatsministerin  für  Kultur
und Medien im Bundeskanzleramt, Monika Grütters, vom BStU und
dem Bundesdatenschutzbeauftragten gefordert.

Der  Vorstand  unseres  Landesverbandes  will  offenbar  selbst
nicht handeln und hat sich in dieser Frage – außer durch
wenige  Zeilen  unseres  Vorsitzenden  Steffen  Grimberg  im
Newsletter – bisher auch nicht geäußert. Das wirkt auf uns
sehr  befremdlich.  Er  sollte  dafür  sorgen,  dass  die
Ausforschung von Mitgliedern unseres Verbandes, verbunden mit
Verstößen  gegen  das  Stasiunterlagengesetz  (StUG),  das
Bundesdatenschutzgesetz  und  die  Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO) nicht unter den Teppich gekehrt wird!
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Die Unterzeichnenden waren Mitglieder des DJV Berlin und sind
heute Mitglieder im DJV Berlin – JVBB. Wir alle wurden vom
BStU unrechtmäßig ausspioniert. Das hat die Behörde in einem
internen  fachaufsichtlichen  Gutachten  selbst  zugegeben.  Was
mit unseren Daten geschehen ist und wer immer noch darauf
Zugriff hat, wissen wir nicht.

Wir erwarten vom Vorstand, Maßnahmen zu ergreifen, die Rechte
seiner Mitglieder durchzusetzen. Dazu gehören Beschwerden beim
Landesdatenschutzbeauftragten Berlin und beim Kultursenator,
ebenso bei der Intendanz und Chefredaktion des rbb sowie bei
der  Verlagsgeschäftsführung  des  Springer-Verlags  und  der
Chefredaktion  der  Bild-Zeitung.  Wir  verlangen,  dass  der
Vorstand uns bei weiteren Schritten sowohl gegen den BStU als
auch gegebenenfalls gegen die Bild-Zeitung und den rbb in
Sachen  Persönlichkeitsrecht  und  Datenschutz  individuellen
persönlichen Rechtsschutz gewährt.

Im  Zuge  eines  Drittbeteiligungsverfahrens,  das  durch  einen
Antrag  nach  Informationsfreiheitsgesetz  (IFG)  der  rbb-
Reporterin Gabi Probst durch den IFG-Beauftragten der BStU
eingeleitet worden ist, sind sowohl die Medienanträge von Gabi
Probst  zu  Mitgliedern  des  DJV  Berlin  als  auch  die
behördeninternen Unterlagen zu den Ausforschungen offenkundig
geworden.  Die  BStU  hat  in  dem  erwähnten  Gutachten
festgestellt, dass bereits die Medienanträge von rbb und Bild
unzulässig waren.

Wir  fordern,  dass  die  Kollegin  Gabi  Probst  ihr  Amt  im
Aufnahmeausschuss niederlegt und dass der Vorstand sie dazu
auffordert. Ihre Recherche-Methoden schädigen das Ansehen des
Verbandes, auch angesichts der Presseberichte zu diesem Thema.
Aus unserer Sicht ist der Fall Gabi Probst eine Angelegenheit
für das Schiedsgericht des DJV Berlin – JVBB.

Mit kollegialen Grüßen

Simone Ahrend
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